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Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich; Ablehnung der Beschwerde betreffend Widerruf der Bewilligung zur ärztlichen Medikamentenabgabe; Beginn der Liquidationsfrist











Zürich, 6. Dezember 2005

Liebe Ärztinnen und Ärzte in den Städten Zürich und Winterthur

Mit der heutigen Post hat unser Anwalt das Urteil des Verwaltungsgerichts (VGer) betreffend Widerruf der SD-Bewilligungen der ÄrztInnen in den Städten Zürich und Winterthur erhalten. Der Entscheid lehnt unsere Beschwerde ab. Wir lassen Ihnen anbei den Entscheid im vollen Wortlaut zugehen. Im Detail können wir zum Entscheid noch nicht Stellung nehmen. Wir werden den Entscheid nun eingehend juristisch prüfen und über das weitere Vorgehen beschliessen.

Staatsrechtliche Beschwerde; keine aufschiebende Wirkung

Grundsätzlich könnten wir gegen den Entscheid des Verwaltungsgerichts eine staatsrechtliche Beschwerde ans Bundesgericht erheben. Einer solche Beschwerde kommt aber KEINE aufschiebende Wirkung zu. Das bedeutet, dass der Entscheid des Verwaltungsgerichts seine Wirkung sofort entfaltet und die in den angefochtenen Verfügungen vorgesehene Liquidationsfrist von 8 Wochen zu laufen beginnt. Es wäre denkbar, beim Bundesgericht mit einer vorsorglichen Massnahme die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde zu verlangen. Dass das Bundesgericht im vorliegenden Fall diesem Antrag entsprechen würde, ist aber wenig wahrscheinlich. 

Bei dieser Sachlage sollte eine staatsrechtliche Beschwerde nur erhoben werden, wenn wir zur Überzeugung gelangen, dass die Prozessaussichten gut sind. Und das scheint uns nach einer ersten Prüfung der Begründung des Verwaltungsgerichts eher unwahrscheinlich. Sollten wir uns dennoch für die Erhebung einer solchen Beschwerde entscheiden, müsste die Eingabe bis am 20. Januar 2006 erfolgen. (30-tägige Frist und Gerichtsferien). 

Beginn der Liquidationsfrist ab 7. Dezember 2006

Mit dem negativen Entscheid des Verwaltungsgerichts beginnt die in den angefochtenen Verfügungen vorgesehene Liquidationsfrist von 8 Wochen ab dem 7. Dezember 2005 zu laufen. Das bedeutet, dass Sie ab Mitte Februar 2006 Ihr Medikamentenlager grundsätzlich abgebaut haben müssten.

Weiteres Vorgehen

Am 13. Dezember 2005 tagt die Taskforce Heilmittel und befasst sich mit der Frage nach dem weiteren Vorgehen betreffend ärztliche Medikamentenabgabe. Wir werden Sie sobald als möglich über das weitere Vorgehen informieren. 

Nachfolgend fassen wir die wichtigsten Punkte des Entscheides kurz zusammen:

· Bedingungen der Befristung: Das VGer kommt zum Schluss, dass die Bedingungen der Befristung der Verfügungen formell nicht eingetreten sind. Das, weil das Bundesgericht NICHT das Urteil des VGer aus dem Jahr 1998, sondern die angefochtene Änderung von § 51 Heilmittelverordnung aufgehoben hat. 

· Widerruf: Verwaltungsakte, welche dem Gesetz nicht oder nicht mehr entsprechen, können aber widerrufen werden. 

· Interessenabwägung: Für einen solchen Widerruf muss aber eine Interessenabwägung erfolgen. Das Interesse an der richtigen Durchsetzung des Rechts müssen dem Interesse an der Wahrung der Rechtsicherheit und des Vertrauensschutzes gegenüber gestellt werden. Im Rahmen dieser Güterabwägung kommt das VGer zum Schluss, dass das Urteil des Bundesgerichts einen gewichtigen Ansatzpunkt geschaffen hat, um die Bewilligungen zu widerrufen. Es bestehe heute eine wesentlich andere Ausgangslage als im Zeitpunkt der Bewilligungserteilung. Und diese andere Ausgangslage entspreche dem Sinn und Zweck der damals in den Verfügungen angebrachten Vorbehalte betreffend dem Bestand der Bewilligungen. Es bestehe somit ein grundsätzliches öffentliches Interesse an der Durchsetzung von § 17 Gesundheitsgesetz. Und dieses öffentliche Interesse sei höher zu gewichten als die spezifischen Interessen der Beschwerdeführer am Fortbestand der erteilten Bewilligungen. 

· Vertrauensschutz: Der Grundsatz des Vertrauensschutzes soll den Bewilligungsinhaber davor schützen, dass er erhebliche Investitionen tätigt, welche sich bei Rücknahme der Bewilligung als unnütz erweisen oder nicht ohne Nachteil wieder rückgängig gemacht werden können. Hier anerkennt das VGer zwar die Investitionen der einzelnen Praxen in die Praxisapotheke. Es ist aber der Ansicht, dass die betreffenden Ärzte durch den voraussichtlichen Ertrag aus dem Medikamentenverkauf veranlasst worden seien, bereits im Jahr 1998 die notwendigen Investitionen zu tätigen, ohne zu wissen, ob diese in den kommenden Jahren auch wirklich abgeschrieben werden könnten. 

· Ungleichbehandlung der Stadtärzte: Bei der Gewichtung des öffentlichen Interesses an der Durchsetzung von § 17 Gesundheitsgesetz weist das VGer auch darauf hin, dass die rechtsungleiche Behandlung zwischen den Ärzten in Zürich und Winterthur mit einer SD-Bewilligung und denjenigen, welche keine Bewilligung erhalten hatten, gravierend sei. Die SD bringe den Bewilligungsinhabern einen beachtlichen Umsatz- und Einkommensanteil und verschaffe ihnen seit mehr als 7 Jahren einen massgeblichen und nunmehr als ungerechtfertigt erweisenden Wettbewerbsvorteil. Die Beseitigung dieser Rechtsungleichheit sei im Rahmen der Interessenabwägung von Bedeutung. 

· Patienteninteressen: Diese spielen nach Ansicht des Gerichts im Rahmen des Vertrauensschutzes keine Rolle, weil die Patienten selber nicht sogenannte Adressaten der Bewilligungen waren. 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.
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